
messen will, dann wirklich nur für rein gemeinnützige, 
nicht auf eine wirtschaftliche Tätigkeit gerichtete 
Organisationen, wie z. B. für das Deutsche Rote Kreuz 
oder die Volkssolidarität.

Die Auswertung der Rechtsprechung einiger Bezirks­
gerichte hat noch eine Anzahl weiterer Fragen aufge­
worfen, deren Lösung nicht allein mit dem Blick auf 
die juristische Subsumierung des Sachverhalts gefunden 
werden kann, sondern die als Ausgangspunkt ebenfalls 
die jeweiligen politischen und ökonomischen Aufgaben 
haben muß. So können z. B. die Fragen, die im Zu­
sammenhang mit der Schaffung von Betrieben mit 
staatlicher Beteiligung stehen, nur dann richtig gelöst 
werden, wenn man sich das Neue in diesen allerdings 
in althergebrachten juristischen Organisationsformen 
verkörperten Betrieben und die Forderung, das Neue 
zu fördern und zu entwickeln, vor Augen hält. Dann 
kann man z. B. die Frage, ob sich die Zuständigkeits­
regelung analog der für das Volkseigentum geltenden 
ergibt, nur dahin beantworten, daß für Klagen mit 
einem Streitwert über 3000 DM, bei denen ein Betrieb 
mit staatlicher Beteiligung Prozeßpartei ist, in erster 
Instanz das Bezirksgericht zuständig ist. Auch die dip 
Zwangsvollstreckung gegen Volkseigentum regelnden 
Bestimmungen sind für Betriebe mit staatlicher Be­
teiligung ähnlich auszulegen.

So ist es auch mit der Anwendbarkeit des § 7 des 
Preußischen Ausführungsgesetzes zum BGB, wonach es 
einen Rücktritt vom Überlassungsvertrag nicht gibt. 
Man muß sehen, daß in der Regel der Übernehmer des 
Grundstüdes ein junger Mensch ist und daß es politisch 
richtig ist, sich auf diesen zu konzentrieren und aus 
diesem Grunde den Rücktritt auszuschließen. Man sollte 
§ 7 des Ausführungsgesetzes anwenden, weil er sich 
zugunsten des Neuen auswirkt. Die Bestimmung des 
§ 7 ist eine Vorwegnahmeverfügung der Erbteilung. Es 
ist nicht gutzuheißen, daß derjenige, der infolge Alters 
die Wirtschaft in andere Hände gibt, später als geeignet 
angesehen werden soll, sie wieder zu übernehmen. Bei 
der Anwendung des § 7 muß man die Entwicklung der 
LPG sehen. In den meisten Fällen werden es die Über­
nehmer sein — also die jungen Menschen —, die der 
LPG beitreten.

Es geht allerdings nicht an, diejenigen gesetzlichen 
Bestimmungen, welche die besondere Stellung das 
sozialistischen Eigentums berücksichtigen, auch auf In­
stitutionen anzuwenden, die ihrem Charakter nach nicht 
zu dieser Eigentumskategorie gehören, so z. B. die 
nichtsozialistischen gemeinnützigen Wohnungsbauge­
nossenschaften, deren rechtliche Stellung sich aus dem 
Genossenschaftsgesetz und ihren Statuten ergibt. Aller­
dings wird dabei zu beachten sein, daß nicht die Liqui­
dierung dieser Genossenschaften, sondern ihre Um­
wandlung in sozialistische Genossenschaften als Auf­
gabe steht. Die rechtliche Möglichkeit zu ihrer Um­
bildung ist mit der Verordnung über die Umbildung 
gemeinnütziger und sonstiger Wohnungsbaugenossen­
schaften vom 14. März 1957 (GBl. I S. 200) gegeben. 
Solange die gemeinnützigen Wohnungsbaugenossen­
schaften diesen Schritt noch nicht getan haben, können 
aber die allein für sozialistische Genossenschaften 
geltenden Grundsätze nicht auf sie angewendet werden.

Selbstverständlich muß für eine gemeinnützige Woh­
nungsbaugenossenschaft die Möglichkeit gegeben sein, 
im Wege des § 4 MSchG gegenüber einem Nichtmit­
glied mit der Begründung Eigenbedarf geltend zu 
machen, daß dieser Wohnraum einem Mitglied zugcteilt 
werden soll. Dabei wird besonders die Stellungnahme 
des örtlichen Wohnraumlenkungsorgans zu berück­
sichtigen sein, so daß Widersprüche zwischen den staat­
lichen und den genossenschaftlichen Interessen nicht 
auftreten können. Man muß sehen, daß nach 1945 aus 
der Notwendigkeit heraus, die Umsiedler und Bomben­
geschädigten unterzubringen, die staatlichen Woh­
nungsverwaltungen Zuweisungen in Wohnungen der 
gemeinnützigen Wohnungsbaugenossenschaften vor­
nehmen mußten, ohne Rücksicht darauf, ob die neuen 
Mieter Mitglieder dieser Genossenschaften wurden. Da­
durch sind diese z. T. in eine wirtschaftlich schwierige 
Lage gekommen. Wenn solche Mieter die Mitglied­
schaft nicht erwarben, erhielten die Genossenschaften 
nicht die entsprechenden Genossenschaftsanteile, was

bei den verbilligten Mieten sich wirtschaftlich ungünstig 
auf das Vermögen der Genossenschaft auswirkte.

Bei der Umwandlung in sozialistische Wohnungsbau­
genossenschaften regelt § 8 Abs. 4 des Musterstatuts 
für gemeinnützige Wohnungsbaugenossenschaften vom
14. März 1957 (GBl. I S. 203) die Frage, was mit solchen 
Mietern geschehen soll, die nicht Mitglied der Ge­
nossenschaft werden oder aus der Genossenschaft aus- 
scheiden. Danach können die genossenschaftseigenen 
Wohnungen nur an Genossenschafter vergeben werden. 
Auch die durch die Wohnraumlenkungsorgane ein­
gewiesenen Mieter müssen die Mitgliedschaft erwerben 
und die Genossenschaftsanteile einzahlen. Kündigt ein 

•Genossenschafter seine Mitgliedschaft oder wird er aus­
geschlossen, so muß er die Wohnung der Genossenschaft 
aufgeben, sobald ihm eine andere Wohnung durch die 
Wohnraumlenkungsorgane nachgewiesen wird. Solange 
das nicht der Fall ist, hat er an Stelle der Genossen­
schaftsmiete die preisrechtlich zulässige Miete für Woh­
nungen gleicher Art und Beschaffenheit zu zahlen. 
Während bei dieser Regelung die Interessen der sozia­
listischen Wohnungsbaugenossenschaften hinreichend 
geschützt werden, fehlt ein solcher Rechtsschutz bei 
den noch bestehenden nichtsozialistischen Wohnungs­
baugenossenschaften. Deshalb wird es für richtig ge­
halten, die Eigenbedarfsklage nach § 4 MSchG grund­
sätzlich zuzulassen.

Allerdings besteht ein wesentlicher Unterschied 
zwischen dem Nichterwerb der Mitgliedschaft und dem 
Austritt eines Mitgliedes. Der Nichterwerb der Mit­
gliedschaft ist — wie oben dargestellt — durch die 
Nachkriegs Verhältnisse praktisch geworden. Wenn die 
Eigenbedarfsklage nach § 4 MSchG zulässig ist, erfolgt 
durch das Gericht eine Überprüfung der tatsächlichen 
und rechtlichen Verhältnisse. Das ist zum Schutze des 
Mieters auch notwendig; denn er wird in diesen Fällen 
in der Regel noch keine andere Wohnung in Aussicht 
haben. Anders ist es im Falle des Austritts eines Mit­
gliedes. In der Regel wird dieses nur seinen Austritt 
erklären, wenn es bereits eine andere Wohnung in 
Aussicht hat. In diesem Fall sollte § 34 MSchG an­
gewendet werden, weil das ehemalige Mitglied dann 
nicht geschützt zu werden braucht.

Da die Mitgliedschaft ein zivilrechtliches Verhältnis 
ist, muß das Mitglied auch die Möglichkeit haben, sich 
gegen einen Ausschluß auf dem Klagewege zu wehren.

Es ist also falsch, Grundsätze des sozialistischen 
Eigentums auf andere Kategorien anzuwenden. Ebenso 
falsch ist es aber, mit dem vermeintlichen Ziel eines 
allumfassenden Schutzes des Volkseigentums die hierfür 
geltenden Grundsätze dergestalt anzuwenden, daß eine 
Behinderung des ordnungsgemäßen Geschäftsablaufs 
eintritt. Deshalb muß man beispielsweise im Interesse 
der Sicherheit des Rechtsverkehrs eine vertraglich ver­
einbarte Aufrechnung gegenüber volkseigenen Forde­
rungen, einen vertraglich vereinbarten Verzicht auf 
Gewährleistungsrechte oder eine vertraglich vereinbarte 
Abtretung volkseigener Forderungen für zulässig halten.

Verschiedene Entscheidungen befassen sich mit Forde­
rungen, die im Zusammenhang mit schädlichen Ein­
wirkungen von giftigen Abwässern bzw. Abgasen der 
volkseigenen Industrie auf die Land- und Forstwirt­
schaft — in einem speziellen Fall auf die Bienenzucht — 
erhoben worden sind. Mit Hilfe der §§ 906, 907 BGB 
bietet die juristische Lösung solcher Fragen in der 
Regel keine besonderen Schwierigkeiten. Aber darum 
geht es hier nicht. Es erhebt sich doch sofort die weitere 
Frage, inwieweit es überhaupt dazu kommen mußte, 
daß solche in der Regel auch dem Sachverhalt nach 
klaren Streitigkeiten vor Gericht ausgetragen werden. 
Ausgehend von der richtigen Forderung, daß die 
Justiz nicht einfach zur Fallentscheidung, sondern — 
wie jedes Staatsorgan — zur bewußten Gestaltung unse­
res politischen und wirtschaftlichen Lebens berufen ist, 
ist es notwendig, daß auch hier den zuständigen 
zentralen Organen Hinweise gegeben werden. So wäre 
z. B. der Hinweis erforderlich, daß bereits bei der Er­
richtung derartiger Produktionsstätten technische Mög­
lichkeiten zur Vermeidung solcher Schäden gesucht 
werden. In vielen Fällen bedarf es auch des Hinweises, 
daß berechtigte Forderungen nicht erst nach rechts­
kräftiger Verurteilung erfüllt werden dürften, sondern
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